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VEREINBARUNG ZWISCHEN DEM BUNDESMINISTERIUM FUR
EUROPAISCHE UND INTERNATIONALE ANGELEGENHEITEN DER REPUBLIK
OSTERREICH UND DEM EIDGENOSSISCHEN DEPARTEMENT FUR
AUSWARTIGE ANGELEGENHEITEN UBER DIE DURCHFUHRUNG DES
ABKOMMENS ZWISCHEN DER OSTERREICHISCHEN BUNDESREGIERUNG
UND DEM SCHWEIZERISCHEN BUNDESRAT UBER DIE GEGENSEITIGE
VERTRETUNG IM VERFAHREN DER VISUMERTEILUNG FUR

SANTO DOMINGO

Das Bundesministerium fiir europdische und internationale Angelegenheiten und das
Eidgendssische Departement fiir auswértige Angelegenheiten

(nachstehend "Vertragsparteien")

gemiB Artikel 9 des Abkommens vom 29. Jinner 2010 zwischen der Osterreichischen
Bundesregierung und dem Schweizerischen Bundesrat iiber die gegenseitige Vertretung im
Verfahren der Visumerteilung (nachstehend "Abkommen"),

haben Folgendes vereinbart:

Artikel 1
Gegenseitige Vertretung

(1) Die Schweizerische Eidgenossenschaft vertritt die Republik Osterreich in Santo Domingo
bei der Bearbeitung und Erteilung einheitlicher, grundsétzlich flir das Hoheitsgebiet aller

Vertragsparteien des Schengener Durchfithrungsabkommens giiltiger Visa.

(2) Zusténdige schweizerische Vertretungsbehorde im Sinne dieser Vereinbarung ist die
Vertretung der Schweizerischen Eidgenossenschaft in Santo Domingo.
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Artikel 2
Verfahren

(1) Die zustdandige schweizerische Vertretungsbehorde nimmt den Visumantrag entgegen,
erfasst die Antragsdaten, sowie ab dem Einflihrungszeitpunkt der Biometrie die
biometrischen Daten, und fiihrt die materielle Priifung des Antrags durch.

(2) Sind die Voraussetzungen fiir die Erteilung eines Visums gemil dem Schengen-
Besitzstand nach Priifung der Einreisevoraussetzungen und Risikobewertung durch die
zustidndige schweizerische Vertretungsbehorde erfiillt, entscheidet diese iiber den
Visumantrag und stellt gemél der vorgenommenen Priifung ein Visum aus.

(3) Sind die Voraussetzungen fiir die Erteilung eines Visums gemiB dem Schengen-

Besitzstand nach Priifung der Einreisevoraussetzungen und Risikobewertung durch die
zustidndige schweizerische Vertretungsbehdrde nicht erfiillt, wird der Antragssteller bis
zum 4. April 2010 auf die Moglichkeit hingewiesen, den Antrag bei der Osterreichischen
Botschaft in Caracas einzureichen. Sdmtliche vom Antragsteller eingereichte Unterlagen
werden diesem zuriickgegeben.
Auf Visumantrige, die ab dem 5. April 2010 eingereicht werden, findet Artikel 8 Absatz 2
der Verordnung (EG) Nr. 810/2009 des Europdischen Parlaments und des Rats vom
13. Juli 2009 tiber einen Visakodex der Gemeinschaft (Visakodex), ABI. Nr. L 243 vom
15. September 2009 S. 1, Anwendung. Die zustéindige schweizerische Vertretungsbehorde
ist in diesen Fillen gemil3 Artikel 8 Absatz 4 Buchstabe d des Visakodex erméchtigt, die
Visumerteilung selbsténdig zu verweigern.

Artikel 3
Zustindige Behorden

Zusténdige Behorde fiir die Umsetzung des Abkommens ist:

(1) In der Republik Osterreich:
Bundesministerium fiir européische und internationale Angelegenheiten
Abteilung IV. 2 (Reise- und Grenzverkehr; Aufenthaltswesen)
1014 Wien

(2) In der Schweizerischen Eidgenossenschatft:
Eidgendssisches Departement fiir auswértige Angelegenheiten
Direktion fiir Ressourcen
Abteilung Konsularische Angelegenheiten
3003 Bern

(3) Die Vertragsparteien teilen einander auf diplomatischem Wege die Kontaktdaten der in
Absatz 1 und 2 genannten zustidndigen Behdrden mit.
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Artikel 4
Zusammenarbeit und Ressourcen

Die zustdndige schweizerische Vertretungsbehdrde nimmt die Tétigkeiten zur Durchfiihrung
des Abkommens selbstindig und mit Unterstiitzung einer/eines durch das Bundesministerium
fiir europdische und internationale Angelegenheiten gestellten Mitarbeiterln vor.

Artikel 5
Gebiihren

Die Visumgebiihren stehen in allen Féllen der zustindigen schweizerischen
Vertretungsbehdrde zu.

Artikel 6
Berichterstattung

Die zustindige schweizerische Vertretungsbehorde berichtet dem Bundesministerium fiir
europdische und internationale Angelegenheiten mindestens einmal jahrlich {iber ihre
Tétigkeit im Rahmen der gegenseitigen Vertretung geméal Artikel 1.

Artikel 7
Inkrafttreten, Geltungsdauer und Kiindigung

(1) Die Vereinbarung tritt am ersten Tag des Monats in Kraft, der auf den Monat folgt, in dem
die Unterzeichnung stattfindet. Voraussetzung flir das Inkrafttreten der Vereinbarung ist
das Inkrafttreten des Abkommens. Die Vereinbarung wird auf unbestimmte Zeit
abgeschlossen.

(2) Jede Vertragspartei kann die Vereinbarung jederzeit unter Einhaltung einer Frist von drei

Monaten ab der Mitteilung der Kiindigung kiindigen oder mit sofortiger Wirkung
suspendieren.

Geschehen in Davos am, 29. Janner 2010 in zwei Urschriften, jede in deutscher Sprache.

Fiir das Bundesministerium Fiir das Eidgendssische

fir europdische und internationale Departement fiir

Angelegenheiten der Republik Osterreich: auswértige Angelegenheiten:
Michael Spindelegger m.p. Micheline Calmy-Rey m.p.

www.ris.bka.gv.at



BUNDESKAMNZLERAMT

AMTSSIGNATUR

Unterzeichner

serialNumber=1026761,CN=Bundeskanzleramt,C=AT

Datum/Zeit 2017-11-27T20:53:37+01:00
Informationen zur Prifung des elektronischen Siegels bzw. der elektronischen
Prifinformation Signatur finden Sie unter: https://www.signaturpruefung.gv.at
Informationen zur Prifung des Ausdrucks finden Sie unter:
https://www.bka.gv.at/verifizierung
Hinweis Dieses Dokument wurde amtssigniert.




		2017-11-27T20:53:37+0100
	serialNumber=1026761,CN=Bundeskanzleramt,C=AT
	Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at




